Satzung des gemeinnützigen Vereins

„European Alternatives Berlin“

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen „European Alternatives Berlin“. Der Verein soll in das örtliche

Vereinsregister eingetragen werden und trägt dann den Zusatz „e.V.“

(2) Sitz des Vereins ist Berlin. Der Vorstand kann den Ort der Geschäftsstelle hiervon

abweichend festlegen.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck und Gemeinnützigkeit

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Verein

ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(2) Der Verein befasst sich mit dem allgemeinen Zweck der Bildungsarbeit. Dabei verfolgen seine Mitglieder den Ansatz,  Politik und Kultur auch jenseits nationalstaatlicher Grenzen denkbar und umsetzbar zu machen. Ziel der Vereinsarbeit ist es, einen transnationalen Lösungsansatz für sichtbare demokratische Defizite in Europa zu fördern und soziale Gerechtigkeit, demokratische Teilhabe und kulturelle Innovationen in ganz Europa zu unterstützen.

 (3) Der allgemeine Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch politische

Bildungsprojekte und Aktivitäten, welche die Visionen und Themen transnationaler

Politik, Migration, Kultur, Partizipation und Gleichheit aller Bürgerinnen und Bürger in

die öffentliche, politische und akademische Debatte tragen. Für den besonderen

Zweck betreibt und pflegt der Verein ein transeuropäisches Netzwerk, das es

Bürgerinnen und Bürgern Europas (und darüber hinaus) ermöglicht, gegenseitig im

Austausch zu bleiben. Dieses Netzwerk besteht aus gemeinnützigen Institutionen, Vereinigungen und Persönlichkeiten, die ähnliche Ziele verfolgen und mit denen European Alternatives e.V. auf internationaler Ebene zusammenarbeitet. 

Insbesondere die Organisation des jährlich stattfindende „Transeuropa Festivals“ sowie weitere Workshops und Diskussionsrunden sind Teil der Projektaktivitäten, um eine transnationale Bildungsarbeit zu leisten.

(4) Der Verein ist unabhängig sowie politisch, ethnisch und konfessionell neutral und

arbeitet parteiübergreifend.

§ 3 Mittel zur Erreichung der Vereinszwecke und deren Verwendung

(1) Der Vereinszweck soll durch ideelle (Absatz 2) und materielle (Absatz 3) Mittel

erreicht werden.

(2) Als ideelle Mittel gelten insbesondere:

- Ehrenamtliche Tätigkeiten der Vereinsmitglieder und Projektpartner

- Versammlungen der aktiven Vereinsmitglieder

- Zusammenarbeit mit Initiativen und Organisationen mit gleichem oder ähnlichem

Zweck

- Sonstige nicht monetäre oder nicht sachbezogene Zuwendungen

(3) Als materielle Mittel gelten insbesondere:

- Erträge aus Veranstaltungen

- Fördergelder, EU-Förderungen und Spenden

- Sachspenden und sonstige Zuwendungen

- Private Mittel der Vereinsmitglieder

 (4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet

werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen, begünstigt werden.

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Der Verein besteht aus Mitgliedern und Ehrenmitgliedern. 
- Alle Mitglieder sind stimmberechtigt.

(2) Über die schriftliche Beitrittserklärung entscheidet die Geschäftsführung im Einvernehmen mit dem Vorstand. Gegen eine ablehnende Entscheidung kann der den Beitritt Erklärende den Vorstand anrufen, der mit einfacher Mehrheit über das ablehnende Beitrittsgesuch entscheidet.  

(3) Ehrenmitglieder können auf Vorschlag des Vorstands durch die

Mitgliederversammlung ernannt werden. Sie haben volle Mitgliedsschaftsrechte, sind

aber von den Beitragsleistungen befreit.

(4) Die Mitglieder des Vereins können natürliche Personen und juristische Personen

werden, die sich aktiv und langfristig an Tätigkeiten des Vereins beteiligen wollen.

(5) Mitglieder können Interessierte und außerdem Behörden,

Handelsgesellschaften, Vereinigungen, Anstalten, Körperschaften und Stiftungen im

Rahmen von §6 (3.) werden.

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod des Mitglieds, Auflösung

der juristischen Person oder durch Streichung von der Mitgliederliste.

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem

vertretungsberechtigten Vorstandsmitglied. Der Austritt ist nur zum Jahresende eines

unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat möglich.

(3) Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wichtige Gründe sind

insbesondere ein die Vereinsziele schädigendes Verhalten oder die Verletzung

satzungsmäßiger Pflichten. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Gegen

den Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die Mitgliederversammlung zu,

die schriftlich binnen eines Monats an den Vorstand zu richten ist. Die

Mitgliederversammlung entscheidet im Rahmen des Vereins endgültig.

§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Mitgliedsbeiträge werden laufend erhoben.

(2) Mitglieder zahlen einen Beitrag, dessen Höhe und Fälligkeit von der

Mitgliederversammlung festgelegt wird. Beiträge können monatlich erhoben werden.

Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit.

(3) Alle Mitglieder haben die Interessen des Vereins zu fördern und alles zu

unterlassen, wodurch dem Ansehen und dem Zweck des Vereins geschadet wird.

(4) Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereins

teilzunehmen.

§ 7 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung (§ 8) und der Vorstand (§ 9).

§ 8 Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben

zählen insbesondere:

die Wahl, Abwahl und Entlastung des Vorstandes und der Kassenprüfer.

Entgegennahme der Jahresrechenschaftsberichte des Vorstandes und des

Kassenprüfers, Festsetzung von Beiträgen und deren Fälligkeit,

Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, Beschlussfassung über die

Auflösung des Vereins, Entscheidung über Annahme und Ausschluss von

Mitgliedern in Berufungsfällen sowie weitere Aufgaben, soweit sich diese aus

der Satzung oder nach dem Gesetz ergeben.

(2) Einmal jährlich findet eine ordentliche Mitgliederversammlung der
Mitglieder statt.

(3) Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung

einberufen, sofern die Belange des Vereins dies erfordern.

(4) Der Vorstand ist zur Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung

verpflichtet, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe

von Gründen verlangt.

(5) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von

mindestens vier Wochen schriftlich, per Email unter Angabe der Tagesordnung

einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens

folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt als an die Mitglieder zugegangen,

wenn es an die letzte dem Verein bekannt gegebene Anschrift gerichtet war.

(6) Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn dies ein Mitglied bis spätestens

eine Woche vor dem angesetzten Termin schriftlich beantragt. Die Ergänzung ist zu

Beginn der Versammlung bekanntzumachen.

(7) Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet

(Versammlungsleiter). Zu Beginn der Mitgliederversammlung wird ein Schriftführer

vom Versammlungsleiter bestimmt.

(8) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß

einberufen wurde und mindestens ein Drittel der Mitglieder anwesend ist. Ist

weniger als ein Drittel der Mitglieder anwesend, kann die

Mitgliederversammlung erneut und zeitlich unmittelbar darauf einberufen werden; sie

ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder

beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

(9) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich oder

für ein Mitglied unter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht ausgeübt werden.

(10) Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen

Stimmen. Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit 2/3

der Mitglieder beschlossen werden.

(11) Anträge über die Abwahl des Vorstandes, über die Änderung der Satzung und

über die Auflösung des Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits mit der

Einladung zur Mitgliederversammlung zugegangen sind, können erst auf der

nächsten Mitgliederversammlung beschlossen werden.

(12) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht.

(13) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen,

das vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. Das

Protokoll soll folgende Feststellung enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die

Person des Versammlungsleiters und des Schriftführers, die Zahl der erschienen

Mitglieder und die Tagesordnung. Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut

angegeben werden.

 (14) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich, die Versammlungsleitung kann

Gäste und Vertreter/innen der Presse zulassen.

§ 9 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus dem/der Vorsitzenden und höchstens zwei

Stellvertreter/innen. Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich.

(2) Vorstandsmitglieder können nur Vereinsmitglieder werden.

(3) Der Vorstand kann für seine Tätigkeit eine angemessene Vergütung erhalten.

(4) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von einem Jahr

gewählt. Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als

Vorstand.

(5) Vorstandsvorsitzender (ggf. Stellvertreter) sind automatisch city coordinators im

Transeuropa Netzwerk und der Cooperative von European Alternatives.

(6) Der Vorstand ist verpflichtet in der ordentlichen Mitgliederversammlung einen

Rechenschaftsbericht für das abgelaufene Geschäftsjahr vorzulegen.

(7) Der Vorstand ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit.

(8) Sofern das Registergericht oder das Finanzamt Teile der Satzung beanstandet,

wird der Vorstand ermächtigt, die Satzung zur Behebung der Beanstandung

abzuändern.

§ 10 Besonderer Vertreter nach § 30 BGB

(Geschäftsführer/in)

(1) Der Vorstand kann eine natürliche Person zur Geschäftsführung ernennen. Er

oder Sie kann Mitglied im Vorstand sein.

(2) Der/die Geschäftsführer/in als besonderer Vertreter im Sinne des § 30 des

Bürgerlichen Gesetzbuches wird auf Vorschlag des Vorstands von der

Mitgliederversammlung bestellt. Er oder Sie steht zu dem Verein in einem

Angestelltenverhältnis und erhält eine Vergütung.

(3) Die dem besonderen Vertreter zugewiesenen Aufgabenbereiche betreffen das

Personalmanagement, die Buchhaltung, das Veranstaltungsmanagement, die

Pressearbeit, das Kooperationsmanagement sowie die Akquise von finanziellen

Mitteln und Partnern. Konkrete Aufgaben, Befugnisse und Vergütung sind in einem

Geschäftsführervertrag näher zu regeln.

(4) Die Vertretungsmacht des besonderen Vertreters erstreckt sich auf alle

Rechtsgeschäfte, die die ihm/ihr zugewiesenen Aufgabenbereiche gewöhnlich mit

sich bringen. Der/die besondere Vertreter/in ist im Innenverhältnis zum Vorstand

weisungsgebunden, nach außen kann er selbstständig handeln. Er/sie ist

einzelvertretungsberechtigt.

(5) Der/die Geschäftsführer/in ist zur Teilnahme an den Mitgliederversammlungen

und auf Verlangen des Vorstandes an den Vorstandssitzungen verpflichtet. Er hat

auf allen Veranstaltungen des Vereins Rederecht und ist gegenüber den

Vereinsorganen rechenschaftspflichtig.

§ 11 Auflösung des Vereins

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter

Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an „borderline-europe Menschenrechte ohne Grenzen e.V.“ mit Sitz in Berlin, welcher es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.

Die vorstehende Satzung wurde in der Gründungsversammlung (Mitgliederversammlung) vom 19.06.2012 errichtet und in der Mitgliederversammlung vom 11.12.2012 abgeändert. 
Die vorliegende Satzung wurde 10.02.2013 in einer Mitgliederversammlung abgeändert. 
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